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I. Hinweisei_nachrichtliche_übernahmen_und_textliche_Festsetzungen 
---------------------------------------------------------------

1. Hinweise und nachrichtliche übernahmen 

1.1 Allgemeiner_Hinweis 

Die textlichen Festsetzungen gehören zu der Bebauungsplanzeichnung. 

1.2 Gesetze_und_Satzungsrecht 

Gesetzliche Grundlagen sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 08.12.1986 und die Baunutzungsverordrug (BauNVO) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990. 

Die planungsrechtlichen Festsetzungen dieses Bebauungsplanes ersetzen 
nicht die allgemein gültigen baurechtlichen Bestimmungen und Normen. 
Insbesondere sind zu beachten in der jeweils gültigen baurechtlichen 
Bestimmungen und Normen. Insbesondere sind zu beachten in der jeweils 
gültigen Fassung: 

- Das Bundesnaturschutzgesetz 
- Die Hessische Bauordnung (HBO) mit den entsprechenden 

Durchführungsverordnungen 
- Das Hessische Naturschutzgesetz 
- Das Ortsrecht der Stadt Hanau 
- Die Einstellplatzsatzung der Stadt Hanau 
- Das Hessische Denkmalschutzgesetz (HDSchG} 
- Das Hessische Nachbarrecht 
- Die Satzung über die Beseitigung von Abfällen 

in der Stadt Hanau 

1.3 Denkmalschutz -------------
Nach§ 20 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) sind dem Landesamt 
für Denkmalpflege in Wiesbaden alle bei Erdarbeiten auftretenden 
Funde wie Mauern, Scherben, Skelettreste etc. zu melden. Die Funde 
und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in ge­
eigneter Weise bis zur Entscheidung zu schützen. 
Da in der Nähe des Plangebietes römische Fundstellen bekannt sind, 
sind die gesetzlichen--Bestimmungen besonders zu beachten. 

' • 

1.4 Trinkwasserversorgung 

Dem Wasserwirtschaftsamt Friedberg - Außenstelle Hanau - sind die 
Entwürfe für das Wasserrohrnetz baureif ausgearbeitet zur Genehmigung 
nach§ 44 Hessisches Wassergesetz (HWG) vorzulegen. 
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1.5 Kanalisation 
------------
Dem Wasserwirtschaftsamt Friedberg - Außenstelle Hanau - sind die 
Entwürfe für das Kanalrohrnetz ausgearbeitet zur Genehmigung nach 
§ 44 HWG vorzulegen. 

1.6 E~r~~~!9~~~!~9~D 

Das Fernmeldeamt Hanau ist mindestens 6 Monate vor Beginn von. 
Straßen- und Hochbaumaßnahmen zu verständigen, damit die erforder­
lichen Arbeiten für die Erweiterung von Fernmeldeanlagen recht­
zeitig durchgeführt werden können. 

2. Festsetzungen nach dem Baugesetzbuch (BauGB § 9) und der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

2.1 ~!!g~~~!~~r-~!Q~~!~ 

Für den räumlichen Geltungsbereich werden alle früheren planungsrecht­
lichen Festsetzungen, die diesem Plan widersprechen, aufgehoben. 

2.2 ~!~§s~r~~~~~g_e~r-~~!~§§!9~~!!_!~-~!~~~g~~i~!-~!_!_~~f 
Grundlage_ees_§_1_(5)_BauNVO 

In den als MI 1 festgesetzten Mischgebieten sind Einzelhandelsbetriebe, 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie Tankstellen und Vergnügungsstätten als sonstige Gewerbebetri~be 
nicht zulässig. 

2.3 g!D§S~r~~~~ng_g~r_i~!~~~!e~~!!_!~-~!~s~9i~!~1-~!_f_e~f 
~ • 

§r~DQ!~9~-2~~-~-1-1Z2-~~~~YQ_~DQ_~_1_1§2_~~~~YQ 
In den als MI 2 festgesetzten Mischgebieten sind Wohnungen erst ober­
halb des 1. Obergeschosses zulässig; Tankstellen und Vergnügungs­
stätten als sonstige Gewerbebetriebe sind~ 

2.4 ~!n~s~r~n~~ns_2~r-~~!~§~!g~~!!_~ng_~~rQs~~!s~!!s~ns_~~!_g~r-~~r~s~n~ng 
2~r_§~~s~2~=-~~2_§r~ngf!ssn~n~~~!-~9n_@2r~g~~-~n2_§!~!!e!~!~~n-~~f 
§r~ng!~9~_2!r_~~-1g_i§2i_12_i~2i_gQ_1~2-~n2_g1_2_§~~~YQ 
Garagen und Stellplätze sind generell nur innerhalb der überbaubaren 
Flächen oder auf den dafür festgesetzten Flächen zulässig. 

Werden notwendige Stellplätze in Vollgeschossen -0der unterhalb der 
Geländeoberfläche angeordnet, so werden sie nicht auf die zulässige 
Geschoßfläche und die Zahl der zulässigen Vollgeschosse angerechnet. 
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In den Mischgebieten sind Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen 
als Vollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppen­
räume und einschließlich ihrer Umfassungswände bis zu einer Ge­
schoßflächenzahl von 1,0 nicht anzurechnen. In den allgemeinen Wohn­
gebieten sind die o.g. Flächen stets anzurechnen. 
In den Mischgebieten darf die festgesetzte Grundflächenzahl in Aus­
nahmen bis zu einer Grunflächenzahl von 0.7 überschritten werden; 
in den allgemeinen Wohngebieten bis zu einer Grundflächenzahl von 0,5. 

2.5 Einschränkung_der_Zulässigkeit_von_Nebenanlagen_auf_Grundlage 
des_§_14_BauNVO 
Nebenanlagen, aucl1 solche, die der Versorgung des Baugebietes mit 
Elektrizität, Gas und Wasser dienen, sind im Bauwich und außerhalb 
der überbaubaren Fläche nicht zulässig. 

3. • Festsetzungen nach Landesrecht 
(§ 118 HB0 in Verbindung mit§ 9 (4} BauGB) 

3.1 Gebäudegestaltung· 
3.1~1 Bei geschlossener Bauweise sind nebeneinanderliegende Gebäude in 

ihrer Höhenentwicklung sowie ihrer Fassadengestaltung und Material­
wahl aufeinander abzustimmen. 

3.1.2 Die Erdgeschoßdecke der Gebäude darf nicht. mehr als 0„ 70 m über 
der Straßenhöhe liegen. 

3.1.3 In den als MI 2 festgesetzten Mischgebieten dürfen Fensteröffnungen 
von überwiegend dem Wohnen dienenden Räumen (Wohnzimmer, Schlafzimmer, 
Kinderzimmer) nur in der straßenabgewandten Außenwand angeordnet werden. 

3.1.4Die Dachneigung ist in den Mischgebieten zwischen 35° und bis 40° für den 
Hauptkörper auszuführen, wobei die in der Planzeichnung des Bebauungs­
planes angegebene Hauptfirstrichtung einzuhalten ist. Dies ist dann 
gewährleistet, wenn mindestens 2/3 der Gebäudedachfläche in dieser Richtung 
ausgeführt wird. • 

3.1.5 Die Dachflächen des Hauptbaukörpers sind in gleicher Neigung auszuführen. 
Die Traufhöhe darf maximal 11 m, die Firsthöhe maximal 17 m betragen. 

3.1;6 Dachaufbauten (Gauben) sind nur bis zu 1/3 der Trauflänge des Hauptbau­
körpers, gemessen in der Ansicht der Gaube, zulässig. 

3.1.7 Bei Baugrenzen ist das Vortreten von untergeordneten Bauteilen in gering­
fügigem Ausmaß als Ausnahme zulässig. 

3.1.BWerden auf Flächen im Erdgeschoß eines Gebäudes notwendige Stellplätze 
angeordnet, so kann die Baumgrenze im Erdgeschoß durch diese Flächen 
geringfügig (maximal 2 m) im rückwärtigen Grundstücksteil überschritten 
werden. 
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3.2 ~iDfri~~!9~D9~D 
Straßenseitige und seitliche Einfriedigungen bis zur Tiefe der Bau­
grenze sind in den als MI 1 festgesetzten Baugebieten nicht zulässig; 
als Ausnahme können Hecken zugelassen werden. 

Entlang der Straße 1Vor der Kinzigbrücke' sind Einfriedigungen 
nur aus durchbrochenem Material zulässig; Mauern aus Lochsteinen 
gelten nicht als Einfriedigungen in diesem Sinne. Die Einfriedigung 
darf eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten. • 

3.3 §~!~~!!~D9_YQD_~~Q~D~D!~9~D 

Bei der Gestaltung von Nebenanlagen gelten die Textfestsetzungen 
Ziff. 3.1 und 3.2 ebenfalls. 

3.4 Werbeanlagen 

Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulässig; sie dürfen nur 
innerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden. 

3.5 Gestaltung_von_Vorgärten 

Vorgärten sind als zusammenhängende Grünflächen herzustellen und zu 
unterhalten. Für jedes Grundstück ist nur eine Zufahrt zulässig, 
deren Breite 3 m nicht überschreiten darf. 

Die notwendigen Zufahrten und Zugänge sind so herzustellen, daß die 
Wasserversickerung möglich bleibt. Bituminöse Stoffe sind unzulässig. 

3.6 Grundstücksfreiflächen 
----------------------
In den Allgemeinen Wohngebieten sind mindestens 50 % der Grundstücks­
fläche als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten. 
Io den Mischgebieten sind mindestens 30 % der Grundstücksfläche als 
Grünfläche anzulegen und zu unterhalten. Diese Grünflächen sind mit 
einer 50 %-igen Baum- und Strauchpflanzung zu versehen, wobei ein 
Baum 10 qm und ein Strauch 1 qm Fläche entspricht. 

3.1 §~!!2!!~~g_g~r_§!~!!e!2!~~ 

Stellplätze sind entsprechend der Stellplatzsatzung der Stadt Hanau 
vom 01.12.1986 zu gestalten. Die notwendigen Baµmpflanzungen sind. 
für jeweils 4 - 6 Stellplätze so zwischen den Parkplätzen anzuordnen, 
daß eine Beschattung der Anlage erreicht wird. 

Der Stammumfang der Bäume muß bei der Anpflanzung mindestens 10 cm, 
gemessen in 1 m Höhe, betragen. 

Die Baumpflanzungen von Stellplatzanlagen sind n)cht auf die GrUn­
flächenantei le gern. !iff.: 3:6 der Textfestsetzungen anzurechnen. 
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3-8 ~~r~~~~~~~rQn~ng 

Im öffentlichen Straßenraum sind die in der Bebauungsplanzeichnung 
festgesetzten Baumpflanzungen vorzunehmen, wobei der Stammumfang der 
Bäume bei der Anpflanzung 12 - 14 cm, gemessen in 1 m Höhe, betragen 
muß. 

3.9 BeQflanzun9 

Bei der Gestaltung und Bepflanzung der Flächen nach Ziff. 3.5 bis 3.8 
der Textfestsetzungen, sind nur einheimische, standortgerechte Sträucher 
und Bäume zu verwenden. 




